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Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

das Steuerentlastungsgesetz 2022 und damit auch die 

Energiepreispauschale sind unter Dach und Fach. 

Wir beleuchten, wie Arbeitgeber die Auszahlung der 

Energiepreispauschale umsetzen sollen. Darüber hin-

aus gehen wir der Frage nach, wann bei Rabatten ei-

nes Automobilherstellers Drittlohn vorliegt. Der 

Steuertipp zeigt, dass der Entlastungsbetrag für Al-

leinerziehende auch im Jahr der Heirat und im Tren-

nungsjahr zu berücksichtigen ist. 

STEUERENTLASTUNGSGESETZ 2022  
Arbeitgeber haben die Energiepreispauschale 
auszuzahlen 

 

Auf der Zielgeraden ist das Steuerentlastungsgesetz 

2022 vom 23.05.2022 um Regelungen zur Energie-

preispauschale ergänzt worden. Danach erhalten Ar-

beitnehmer, die am 01.09.2022  

 in einem gegenwärtigen ersten Dienstverhältnis 

mit den Steuerklassen I bis V stehen oder 

 in einem solchen geringfügig beschäftigt sind, 

von ihrem Arbeitgeber im September 2022 eine 

Energiepreispauschale von 300 € ausgezahlt. Diese 

Pauschale unterliegt als sonstiger Bezug dem Lohn-

steuerabzug, wobei pauschal besteuerte geringfügig 

Beschäftigte von der Steuerpflicht ausgenommen 

sind. Der Arbeitgeber kann die Energiepreispauschale 

im September 2022 in der Lohnsteuer-Anmeldung von 

der für alle Arbeitnehmer einzubehaltenden und zu 

übernehmenden Lohnsteuer abziehen. Damit soll der 

Zeitraum der „Vorfinanzierung“ durch den Arbeitgeber 

möglichst kurzgehalten werden. Übersteigt die insge-

samt zu gewährende Energiepreispauschale den Be-

trag, der insgesamt an Lohnsteuer abzuführen ist, 

wird der übersteigende Betrag dem Arbeitgeber von 

dem Finanzamt, an das die Lohnsteuer abzuführen 

ist, erstattet. Die vom Arbeitgeber ausgezahlte Ener-

giepreispauschale ist in der elektronischen Lohnsteu-

erbescheinigung mit dem Großbuchstaben „E“ zu be-

scheinigen. 

Die Auszahlung der Energiepreispauschale an andere 

aktiv tätige Erwerbspersonen (mit Gewinneinkünf-

ten aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebe-

trieb oder aus selbständiger Arbeit) erfolgt im Ein-

kommensteuer-Vorauszahlungsverfahren über eine 

Minderung der festgesetzten Vorauszahlungen. Emp-

fänger von Versorgungsbezügen und Rentner erhalten 

die Energiepreispauschale nicht. 

Familien erhalten grundsätzlich zusätzlich zum Kin-

dergeld für jedes Kind einmalig einen Kinderbonus 

von 100 € ausgezahlt. Bei der Einkommensteuerver-

anlagung wird der Kinderbonus allerdings in die Ver-

gleichsrechnung zwischen den Freibeträgen für Kinder 

und dem Kindergeld einbezogen. 

Hinweis: Außerdem wurden die bereits in Ausgabe 

05/22 vorgestellten Gesetzesänderungen verabschie-

det. 
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JOINT VENTURE  
Wann liegt bei Rabatten eines  
Automobilherstellers Drittlohn vor? 

 

Arbeitslohn liegt nicht nur bei Zahlungen des eigenen 

Arbeitgebers, sondern gegebenenfalls auch bei Zu-

wendungen eines Dritten vor. Voraussetzung für die 

Annahme von Drittlohn ist, dass es sich um Entgelt 

„für“ eine Leistung handelt, die der Arbeitnehmer im 

Rahmen des Arbeitsverhältnisses erbringt, erbracht 

hat oder zukünftig erbringen soll. Dagegen liegt kein 

Arbeitslohn vor, wenn die Zuwendung des Dritten we-

gen anderer Rechtsbeziehungen oder wegen sonsti-

ger, nicht auf dem Arbeitsverhältnis beruhender Be-

ziehungen zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber 

gewährt wird. 

In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) entschiedenen 

Streitfall war ein Automobilhersteller kapitalmäßig an 

einem Zulieferer beteiligt, dem er zudem eigene Ar-

beitnehmer überließ. Der Automobilhersteller gewähr-

te den Arbeitnehmern des Zulieferers die gleichen Ra-

batte beim Erwerb von Fahrzeugen wie seinen eige-

nen Arbeitnehmern. Der BFH hat die den Arbeitneh-

mern des Zulieferers gewährten Preisnachlässe als 

steuerpflichtigen „Drittarbeitslohn“ angesehen. 

Ausschlaggebend für diese Beurteilung war Folgen-

des: Der Automobilhersteller hatte entsprechende 

Personalrabatte neben eigenen Arbeitnehmern nur 

Arbeitnehmern verbundener bzw. gemeinschaftlicher 

Unternehmen eingeräumt. Zudem handelte es sich 

nicht um einen „Jedermann-Rabatt“. Der Automobil-

hersteller hatte die Arbeitnehmer des Zulieferers viel-

mehr in das eigene Werksangehörigenprogramm 

eingebunden. Außerdem waren mehr als die Hälfte 

der beim Zulieferer Beschäftigten vom Automobilher-

steller entliehene Arbeitnehmer. 

Die Zusammensetzung der Belegschaft und die Ein-

räumung der gleichen Personalrabatte wie den eige-

nen Mitarbeitern war laut BFH ein gewichtiges Indiz 

für das Vorliegen steuerpflichtiger Drittzuwendungen. 

Objektiv betrachtet stellte sich der gewährte Rabatt 

letztlich als „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ dar. 

Im Übrigen hat der BFH klargestellt: Hängt ein Vorteil 

mit dem Arbeitsverhältnis zusammen und stellt er sich 

für den Arbeitnehmer als Frucht seiner Arbeit für den 

Arbeitgeber dar, liegt Arbeitslohn bei einer Zahlung 

durch den Dritten auch dann vor, wenn der Dritte ein 

eigenes Interesse an der Vorteilsgewährung haben 

sollte. 

Der BFH hat es im Streitfall abgelehnt, den von den 

Arbeitnehmern des Zulieferers erlangten Vorteil um 

den Rabattfreibetrag in Höhe von 1.080 € pro Jahr 

zu vermindern. Der Rabattfreibetrag gelte ausschließ-

lich für solche Zuwendungen, die der Arbeitgeber sei-

nen Arbeitnehmern aufgrund ihrer Dienstverhältnisse 

gewähre. Für Vorteile von Dritten greife die Steuerbe-

günstigung selbst dann nicht, wenn die Dritten - wie 

etwa konzernzugehörige Unternehmen - dem Arbeit-

geber nahe stünden. Das sieht die Finanzverwaltung 

letztlich genauso. 

 
GESCHÄFTSFÜHRERHAFTUNG  
Pauschalierte Lohnsteuer ist keine  
Unternehmensteuer eigener Art 

 

Die Nichtabführung einzubehaltender und anzumel-

dender Lohnsteuer zu den gesetzlichen Fälligkeitszeit-

punkten begründet eine zumindest grob fahrlässige 

Verletzung der Pflichten des GmbH-

Geschäftsführers. Das gilt auch bei nachträglicher 

Pauschalierung der Lohnsteuer. 

Zahlungsschwierigkeiten einer GmbH ändern weder 

etwas an der Pflichtenstellung des GmbH-

Geschäftsführers noch schließen sie sein Verschulden 

bei Nichterfüllung der steuerlichen Pflichten der GmbH 

aus. In der Praxis kann es vorkommen, dass die ihm 

zur Verfügung stehenden Mittel zur Befriedigung der 

arbeitsrechtlich geschuldeten Löhne (einschließlich 

des in ihnen enthaltenen Steueranteils) nicht ausrei-

chen. Dann darf der Geschäftsführer die Löhne nur 

entsprechend gekürzt auszahlen und muss aus den 

dadurch übrigbleibenden Mitteln die auf die gekürzten 

(Netto-)Löhne entfallende Lohnsteuer an das Finanz-

amt abführen.  

Nach der früheren Rechtsprechung richteten sich die 

Pflichtverletzung und das Verschulden des Geschäfts-

führers im Fall der Lohnsteuerpauschalierung nach 

dem Zeitpunkt der Fälligkeit der durch den Nachfor-

derungsbescheid festgesetzten pauschalen Lohnsteu-

er. Das wurde damit begründet, dass die pauschale 

Lohnsteuer eine „Unternehmensteuer eigener Art“ sei. 

Diese Rechtsprechung hat der Bundesfinanzhof nun 

ausdrücklich zugunsten des Fiskus aufgegeben. 

 
VERSORGUNGSBEZÜGE  
Fünftelregelung gilt auch bei geringfügigen Teil-
leistungen 

 

Werden Versorgungsbezüge des Arbeitgebers auf-

grund einer Direktzusage oder aus einer Unterstüt-

zungskasse nicht fortlaufend, sondern in einer Summe 

gezahlt, handelt es sich um Arbeitslohn für mehrere 

Jahre. Die Kapitalauszahlung ist bei einer regelmäßig 

vorliegenden Einkünftezusammenballung nach der 

Fünftelregelung ermäßigt zu besteuern. Die Gründe 

für eine Kapitalisierung der Versorgungsleistungen 

sind unerheblich. Bei Teilkapitalauszahlungen in meh-

reren Kalenderjahren ist allerdings die Voraussetzung 

der „Zusammenballung“ nicht erfüllt. Eine ermäßigte 

Besteuerung nach der Fünftelregelung kommt hier 
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nicht in Betracht. 

Hiervon abweichend lässt die Finanzverwaltung künf-

tig eine ermäßigte Besteuerung nach der Fünftelre-

gelung auch bei geringfügigen Teilleistungen zu. Von 

einer geringfügigen Teilleistung ist auszugehen, wenn 

sie nicht mehr als 10 % der Hauptleistung beträgt o-

der niedriger ist als die tarifliche Steuerbegünstigung 

der Hauptleistung. Diese arbeitnehmerfreundliche 

Sichtweise greift in allen offenen Fällen. 

 
FIRMENWAGEN  
Überlassung von Einsatzfahrzeugen  
bei Rufbereitschaft 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte entschieden, dass 

die Überlassung eines Einsatzfahrzeugs an den Leiter 

der freiwilligen Feuerwehr nicht zu Arbeitslohn führt 

(vgl. Ausgabe 11/21). Arbeitslohn liege zwar regelmä-

ßig vor, wenn der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer 

ein betriebliches Fahrzeug zur privaten Nutzung über-

lasse. Anders sei es aber, wenn das Fahrzeug zur Si-

cherung der jederzeitigen Einsatzbereitschaft und da-

mit aus Gründen der Gefahrenabwehr überlassen 

werde. Die Nutzung des Einsatzfahrzeugs auch für 

Privatfahrten stellte somit im Streitfall keine zu Ar-

beitslohn führende private, sondern eine auf der stän-

digen Einsatzbereitschaft gründende, (feuerwehr-

)funktionale Verwendung dar. 

Die Finanzverwaltung überträgt diese Rechtsprechung 

auf Kreisbrandinspektoren sowie die Leiter städti-

scher Feuerwehren. Sie stellt jedoch klar, dass bei ei-

ner Nutzung im Urlaubs- und Krankheitsfall sehr wohl 

ein geldwerter Vorteil zu erfassen ist, da in dieser Zeit 

kein Dauerbereitschaftsdienst besteht. 

 
„MILES & MORE“-PRÄMIEN  
Pauschalbesteuerung von Bonusmeilen für 
Dienstreisen ist nicht möglich 

 

Manche Unternehmen gewähren ihren Kunden für die 

Inanspruchnahme ihrer Dienstleistungen Flugprämien. 

Oftmals werden diese Prämien zum Zweck der Kun-

denbindung im allgemeinen Geschäftsverkehr in ei-

nem jedermann zugänglichen planmäßigen Verfahren 

gewährt. Sie sind steuerfrei, soweit der Wert der Prä-

mien 1.080€ im Jahr nicht übersteigt. Darüber hin-

ausgehende Vorteile kann der Prämiengeber mit 

2,25% pauschalieren. 

In einem kürzlich vom Finanzgericht Hessen (FG) ent-

schiedenen Streitfall waren pauschalbesteuerte Bo-

nusmeilen für berufliche Zwecke verwendet worden. 

Das FG hat eine steuermindernde Berücksichtigung 

der letztlich ersparten Flugkosten abgelehnt. Es be-

handelte die ersparten Aufwendungen als fiktive Ein-

nahmen und setzte in gleicher Höhe fiktive  

Ausgaben an. Damit wirkten sich die Prämien bei der 

Besteuerung des die Bonusmeilen Nutzenden letztlich 

nicht aus. Dieser wollte die ersparten Aufwendungen 

als Ausgaben abziehen, ohne in gleicher Höhe eine 

Einnahme anzusetzen. 

Dieser Sichtweise ist das FG nicht gefolgt. Sein An-

satz: Die Pauschalbesteuerung beschränkt sich auf 

die private Nutzung betrieblich erlangter Bonusprä-

mien. Sie ersetzt nicht die Besteuerung des Vorteils, 

der durch die Gewährung der Bonusmeilen entsteht, 

falls diese für berufliche oder betriebliche Zwecke ein-

gesetzt werden. Die Entscheidung ist rechtskräftig. 

 
ALTERSTEILZEIT  
Nach Eintritt in den Ruhestand  
ausgezahlter Aufstockungsbetrag 

 

Ein Aufstockungsbetrag nach dem Altersteilzeitgesetz 

ist steuerfrei, wenn der Arbeitnehmer das 55. Le-

bensjahr vollendet, seine wöchentliche Arbeitszeit auf 

die Hälfte reduziert und der Arbeitgeber das Arbeits-

entgelt der Altersteilzeit um mindestens 20 % aufge-

stockt hat. Das Finanzgericht Köln (FG) hatte über die 

Frage zu entscheiden, ob die Auszahlung des Aufsto-

ckungsbetrags nach dem Altersteilzeitgesetz erst nach 

Eintritt des Arbeitnehmers in den Ruhestand die Steu-

erbefreiung ausschließt. 

Im Streitfall war eine Konzernvereinbarung getroffen 

worden, nach der teilnehmende Arbeitnehmer von der 

Entwicklung des Aktienkurses einer AG in einem meh-

rere Jahre umfassenden Zeitraum in Form einer Ein-

malzahlung profitieren sollten. Erst zum Ende des 

Zeitraums wurde der Auszahlungsbetrag einschließ-

lich des Aufstockungsbetrags nach dem Altersteilzeit-

gesetz ermittelt, der den Arbeitnehmern anschließend 

zufloss. Die Altersteilzeit des Klägers endete etwa 

nach der Hälfte des Zeitraums. 

Laut FG müssen die Voraussetzungen für die Steuer-

befreiung nicht zum Zeitpunkt des Zuflusses der Ein-

nahmen erfüllt sein, sondern in dem Zeitraum, für 

den sie geleistet werden. 

Hinweis: Aufgrund der vom Finanzamt eingelegten 

Revision hat das letzte Wort in dem Verfahren nun der 

Bundesfinanzhof. 
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WERBUNGSKOSTEN  
Keine Sofortabschreibung bei  
hochpreisigen Computern? 

 

Seit dem 01.01.2021 sind die Aufwendungen für die 

Anschaffung von beruflich genutzten Computern samt 

Software und erforderlichen Peripheriegeräten im 

Jahr der Anschaffung in vollem Umfang als Wer-

bungskosten abziehbar. Das gilt unabhängig von der 

Höhe der verauslagten Beträge. Dies hat die Finanz-

verwaltung in einem bundeseinheitlichen Schreiben 

geregelt. 

Voraussetzung ist eine berufliche Nutzung der Gerä-

te. Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) weist 

darauf hin, dass selbst bei grundsätzlich plausibler be-

ruflicher Nutzung die Anschaffung mehrerer gleichar-

tiger Geräte binnen unüblich kurzer Zeit Zweifel an der 

beruflichen Nutzung nahelegt. Diese Zweifel könnten 

zwar durch einen vorhergehenden Diebstahl und die 

daher erforderliche Ersatzbeschaffung entkräftet wer-

den. Hierfür trage der Arbeitnehmer jedoch die mate-

rielle Beweislast. Andererseits stellt das FG klar, dass 

die Nutzung hochpreisiger Geräte und Softwarepro-

dukte - im Streitfall teure Apple-Geräte (statt Micro-

soft) - für sich allein kein Indiz gegen die berufliche 

Nutzung darstellt. 

 
STEUERTIPP  
Steuerklasse II künftig auch im Jahr  
der Heirat und im Trennungsjahr 

 

Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende beträgt 

für das erste Kind 4.008 € jährlich. Für das zweite und 

weitere Kinder wird ein Erhöhungsbetrag von jeweils 

240 € jährlich gewährt. Für jeden vollen Monat, in dem 

die gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllt sind, 

ermäßigen sich diese Beträge um je ein Zwölftel. Im 

Lohnsteuerabzugsverfahren erhalten Arbeitnehmer die 

Vergünstigung über die Steuerklasse II. 

 

 

 

 

 

 

 

Abweichend von der bisherigen Verwaltungsauffas-

sung hat der Bundesfinanzhof in diesem Zusammen-

hang Folgendes entschieden: Eltern, die im Kalender-

jahr die Voraussetzungen für die Ehegattenbesteue-

rung erfüllen, können den Entlastungsbetrag und et-

waige Erhöhungsbeträge für weitere Kinder  

 sowohl im Jahr der Eheschließung  

 als auch im Trennungsjahr  

zeitanteilig in Anspruch nehmen, sofern auch die übri-

gen gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Daher 

darf der Arbeitnehmer insbesondere nicht in einer 

Haushaltsgemeinschaft mit einer anderen volljähri-

gen Person leben, für die kein Kindergeldanspruch 

besteht. 

 

Beispiel: A lebt mit seinem 20-jährigen Sohn und B 

mit ihrer 19-jährigen Tochter jeweils in einem eigenen 

Haushalt. Beide Kinder befinden sich in Berufsausbil-

dung. A und B heiraten im Dezember 2022, leben seit 

der Hochzeit zusammen und wählen für das Jahr 

2022 die Zusammenveranlagung. 

A und B erfüllen für das Jahr 2022 die Vor-

aussetzungen für die Ehegattenbesteuerung. Dennoch 

erhalten beide für das Jahr 2022 einen Entlastungsbe-

trag von je 4.008 €. Eine Kürzung dieses Betrags um 

ein Zwölftel ist nicht vorzunehmen, da A und B erst im 

Laufe des Dezembers zusammengezogen sind. 

Abwandlung: Die Eheleute A und B trennen sich im 

Juli 2022. Seit diesem Zeitpunkt lebt A allein mit den 

beiden minderjährigen Kindern in einem Haushalt. 

A und B erfüllen für das Jahr 2022 die Vor-

aussetzungen für die Ehegattenbesteuerung und wäh-

len jeweils die Einzelveranlagung. Dennoch erhält A 

im Jahr 2022 einen Entlastungsbetrag von (6/12 von 

4.008 € =) 2.004 € für das erste Kind und einen Erhö-

hungsbetrag von (6/12 von 240 € =) 120 € für das 

zweite Kind. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 

 

 

I M P R E S S U M  
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